
 

 

 

 

 

 

 
Bekanntmachung gemäß § 5 des Gesetzes über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der zurzeit geltenden Fassung 

 
 

Erlaubnisverfahren zur Grundwasserförderung auf der Kläranlage Dattelner 
Mühlenbach für die Betriebswasserversorgung 

 
 
Der Lippeverband, Kronprinzenstraße 24, 45128 Essen hat mit Schreiben vom 24.06.2024 die 
Erlaubnis zur Grundwasserförderung auf der kommunalen Kläranlage Dattelner Mühlenbach 
beantragt. Das geförderte Grundwasser soll nach Enteisenung und Entmanganisierung zur 
Herstellung von Polymerlösung für die Schlammeindickung sowie als Betriebswasser zu Rei-
nigungszwecken auf der Kläranlage Dattelner Mühlenbach genutzt werden. Es handelt sich 
um eine Grundwasserentnahme, die an einem Schachtbrunnen vorgenommen werden soll, 
an dem auch derzeit schon Grundwasser für die genannten Zwecke gefördert wird. Die För-
dermenge beträgt mehr als 5.000 m³/a und weniger als 100.000 m³/a. 
 
Gemäß § 5 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540 / 
FNA 2129-20) in der aktuell gültigen Fassung, stellt die zuständige Behörde auf Grundlage 
geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen unverzüglich fest, 
dass nach den §§ 6 bis 14b UVPG für das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder nicht. Hierbei ist zu berücksichtigen, ob 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des Stan-
dortes oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 
Soll eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben, ist dies bekannt zu geben. 
 
Das beantragte Vorhaben fällt unter Anlage 1 Ziffer 13.3.3 UVPG in der derzeit gültigen Fas-
sung. Danach war bei dem beabsichtigten Vorhaben eine standortbezogene Vorprüfung des 
Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen, wenn durch die Gewässerbenutzung er-
hebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwarten sind. 
Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Dabei wurden die einschlägigen Krite-
rien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt. 
 
Die vorgenommene Prüfung hat ergeben, dass die relevanten Unterlagen keine Anhaltspunkte 
dafür hergeben, dass es einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. Von dem Vorhaben aus-
gehende erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen sind nicht zu erwarten. Anderweitige 
Eingriffe in Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 UVPG, welche die Durchführung einer UVP erforder-
lich machen würden, sind nicht ersichtlich. 
 
Die Feststellung, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterbleiben kann, wird hiermit ge-
mäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt gegeben. Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung 
gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. Die dieser Feststellung zugrunde-
liegenden Unterlagen können auf Antrag nach den Bestimmungen des Umweltinformations-
gesetzes bei der Bezirksregierung Münster, Domplatz 1 - 3, 48143 Münster, eingesehen wer-
den. 
 
Im Auftrag 
gez. Jakobs 
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